
  Versicherungsbedingungen 

Diese Versicherungsbedingungen wenden sich an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner. 

Teil A - Leistungsbausteine

Hier finden Sie die Regelungen Ihrer vorübergehenden beitrags-
freien Berufsunfähigkeitsvorsorge im Rahmen der KinderPolice. 
Sie finden auch Regelungen zur Abhängigkeit der Bausteine zuein-
ander.

Bei dieser vorübergehenden beitragsfreien Berufsunfähigkeitsvor-
sorge handelt es sich nicht um einen Baustein im Sinne der Versi-
cherungsbedingungen.

Die Regelungen zum Grundbaustein sowie die Regelungen der 
Teile B und C Ihrer Versicherungsbedingungen gelten auch für die 
vorübergehende beitragsfreie Berufsunfähigkeitsvorsorge im Rah-
men der KinderPolice, wenn nachfolgend nichts anderes geregelt 
ist.
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Teil A - Leistungsbausteine

Vorübergehende beitragsfreie Berufsunfähig-
keitsvorsorge im Rahmen der KinderPolice 
E156 

Hier finden Sie die Regelungen Ihrer vorübergehenden beitrags-
freien Berufsunfähigkeitsvorsorge im Rahmen der KinderPolice. 
Sie finden auch Regelungen zur Abhängigkeit der Bausteine zuein-
ander.

Bei dieser vorübergehenden beitragsfreien Berufsunfähigkeitsvor-
sorge handelt es sich nicht um einen Baustein im Sinne der Versi-
cherungsbedingungen.

Die Regelungen zum Grundbaustein sowie die Regelungen der 
Teile B und C Ihrer Versicherungsbedingungen gelten auch für die 
vorübergehende beitragsfreie Berufsunfähigkeitsvorsorge im Rah-
men der KinderPolice, wenn nachfolgend nichts anderes geregelt 
ist.

1. Leistungsvoraussetzungen und Leistungs-
umfang

Inhalt dieses Abschnitts:
1.1 Welche Leistungen erbringen wir bei Berufsunfähigkeit 

und wann entsteht der Anspruch auf die Leistungen?
1.2 Was ist Berufsunfähigkeit im Sinne dieser Versiche-

rungsbedingungen?
1.3 In welchen Ländern besteht Versicherungsschutz?

1.1 Welche Leistungen erbringen wir bei Be-
rufsunfähigkeit und wann entsteht der An-
spruch auf die Leistungen?

(1) Leistungen bei Berufsunfähigkeit
Wenn die versicherte Person während der Beitragszahlungsdauer 
innerhalb der ersten 3 Monate nach erstmaliger Aufnahme einer 
Berufstätigkeit zu mindestens 50 Prozent berufsunfähig wird, zah-
len wir eine monatliche Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 250 
EUR. Wir überweisen die Rente jeweils am 1. Bankarbeitstag ei-
nes Monats.

Wenn Sie uns die erstmalige Aufnahme einer Berufstätigkeit der 
versicherten Person innerhalb von 3 Monaten schriftlich anzeigen, 
verlängert sich der Versicherungsschutz aus der vorübergehenden
beitragsfreien Berufsunfähigkeitsvorsorge auf insgesamt 6 Monate.

Die Leistungen der vorübergehenden beitragsfreien Berufsunfähig-
keitsvorsorge erbringen wir, solange
• der Grad der Berufsunfähigkeit mindestens 50 Prozent beträgt 

und
• die versicherte Person lebt, längstens jedoch bis zur Vollendung

des 55. Lebensjahres.

(2) Anspruch auf Leistungen bei Berufsunfähigkeit
Der Anspruch auf Berufsunfähigkeitsrente entsteht mit Ablauf des 
Monats, in dem die Berufsunfähigkeit eingetreten ist.

1.2 Was ist Berufsunfähigkeit im Sinne dieser 
Versicherungsbedingungen?

(1) Berufsunfähigkeit

a) Vollständige Berufsunfähigkeit
Wenn die versicherte Person 
• in Folge Krankheit, Körperverletzung oder eines mehr als alters-

entsprechenden Kräfteverfalls, 
• die ärztlich nachzuweisen sind, 

• voraussichtlich 6 Monate ununterbrochen außerstande ist oder 
bereits 6 Monate ununterbrochen außerstande gewesen ist, ih-
ren Beruf auszuüben, und

• sie auch keine andere Tätigkeit ausübt, die ihrer bisherigen Le-
bensstellung entspricht und die sie aufgrund ihrer Ausbildung 
und Fähigkeiten ausüben kann, 

so liegt von Beginn an eine vollständige Berufsunfähigkeit vor.

Die Lebensstellung ergibt sich aus dem beruflichen Einkommen 
und der sozialen Wertschätzung des Berufs, wobei die andere Tä-
tigkeit bereits dann nicht der bisherigen Lebensstellung entspricht, 
wenn entweder das Einkommen oder die Wertschätzung der ande-
ren Tätigkeit spürbar unter das Niveau des bislang ausgeübten Be-
rufs absinken. Die zumutbare Minderung des Einkommens und der
Wertschätzung richten sich dabei nach den individuellen Gegeben-
heiten nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung. Die zumutba-
re Minderung des Einkommens beträgt jedoch höchstens 20 Pro-
zent des jährlichen Bruttoeinkommens des bislang ausgeübten Be-
rufs. Im begründeten Einzelfall kann auch schon eine geringere 
Minderung des Einkommens nicht zumutbar sein. Sollte die 
höchstrichterliche Rechtsprechung einen geringeren Prozentsatz 
als zumutbare Minderung des Einkommens festlegen, ist dieser 
auch für uns maßgeblich.

b) Teilweise Berufsunfähigkeit
Die versicherte Person ist auch berufsunfähig im Sinne dieser Ver-
sicherungsbedingungen, wenn die genannten Voraussetzungen 
nur zu einem bestimmten Grad erfüllt sind und damit eine teilweise 
Berufsunfähigkeit vorliegt.

c) Maßgebender Beruf bei der Prüfung der Berufsunfähig-
keit

Maßgebend bei der Prüfung der Berufsunfähigkeit ist
• der zuletzt ausgeübte Beruf, so wie er ohne gesundheitliche Be-

einträchtigung ausgestaltet war;
• der bei Eintritt des Leidens ausgeübte Beruf, falls die versicherte

Person als Folge einer fortschreitenden Krankheit oder eines 
mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls ihren Beruf lei-
densbedingt geändert hat.

Unsere Bedingungen sehen eine abstrakte Verweisbarkeit auf ei-
nen anderen Beruf nicht vor.

d) Maßgebender Beruf bei der Prüfung der Berufsunfähig-
keit von Auszubildenden 

Wenn die versicherte Person bei Eintritt der Berufsunfähigkeit Aus-
zubildender ist, gilt als Beruf bei der Prüfung der Berufsunfähigkeit 
der mit der Ausbildung angestrebte Ausbildungsberuf.

e) Maßgebender Beruf bei der Prüfung der Berufsunfähig-
keit von Studenten 

Wenn die versicherte Person bei Eintritt der Berufsunfähigkeit Stu-
dent ist, gilt als Beruf bei der Prüfung der Berufsunfähigkeit neben 
dem zuletzt ausgeübten Studium auch das mit dem Abschluss des 
belegten Studiengangs verbundene Berufsbild. Als Studium gilt ein
Studium an einer Hochschule (Universität), Fachhochschule (FH) 
oder Dualen Hochschule (DH). Der angestrebte Studienabschluss 
muss in Deutschland staatlich anerkannt sein.

f) Berufsunfähigkeit bei Selbstständigen
Bei Selbstständigen setzt vollständige Berufsunfähigkeit zusätzlich 
zu Absatz a) und Absatz 2 voraus, dass die versicherte Person ih-
ren Beruf auch dann nicht ausüben kann, nachdem sie ihren Be-
trieb zumutbar umorganisiert hat. Zumutbar ist eine Umorganisati-
on nur, wenn 
• die hierfür erforderlichen Maßnahmen wirtschaftlich zweckmäßig

sind und keinen erheblichen Kapitaleinsatz erfordern,
• der versicherten Person ein sinnvolles Tätigkeitsfeld verbleibt,
• ihre Lebensstellung als Betriebsinhaber gewahrt bleibt und
• die Umorganisation nicht zu Lasten der Gesundheit geht.

Die Zumutbarkeit der Umorganisation richtet sich nach den indivi-
duellen Gegebenheiten und nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung. Die zumutbare Minderung des betrieblichen Gewinns 
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vor Steuern aufgrund der Maßnahmen beträgt jedoch höchstens 
20 Prozent.

Wir verzichten auf die Prüfung der Umorganisation,
• wenn der versicherte Selbstständige eine akademische Ausbil-

dung erfolgreich abgeschlossen hat und in seiner täglichen Ar-
beitszeit mindestens zu 90 Prozent kaufmännische, planerische,
leitende oder organisatorische Tätigkeiten ausübt oder

• wenn der Betrieb weniger als 10 Mitarbeiter beschäftigt. Zu den 
10 Mitarbeitern zählen nur aus- oder angelernte Angestellte. 
Auszubildende, Praktikanten oder Werkstudenten bleiben dabei 
unberücksichtigt.

(2) Berufsunfähigkeit aufgrund Tätigkeitsverbots
Wenn die versicherte Person
• infolge eines Tätigkeitsverbots, das von der zuständigen Ge-

sundheitsbehörde ausschließlich aus medizinischen Gründen 
nach § 31 Bundesinfektionsschutzgesetz (IfSG) ausgesprochen 
wurde,

• voraussichtlich 6 Monate ununterbrochen außerstande ist oder 
bereits 6 Monate ununterbrochen außerstande gewesen ist, ih-
ren Beruf auszuüben, und

• sie auch keine andere Tätigkeit ausübt, die ihrer bisherigen Le-
bensstellung (siehe Absatz 1 a)) entspricht und die sie aufgrund 
ihrer Ausbildung und Fähigkeiten ausüben kann,

so liegt von Beginn an eine vollständige Berufsunfähigkeit vor. Be-
trifft das Tätigkeitsverbot nur einen Teil der bisherigen Berufstätig-
keit, liegt teilweise Berufsunfähigkeit vor. Darüber hinaus gelten die
Regelungen nach Absatz 1 c) bis f).

(3) Berufsunfähigkeit nach Ausscheiden aus dem Berufsle-
ben

Wenn die versicherte Person aus dem Berufsleben ausscheidet 
und später Leistungen wegen Berufsunfähigkeit beantragt werden, 
wird bei der Prüfung, ob Berufsunfähigkeit vorliegt, grundsätzlich 
auf den zuletzt vor Ausscheiden aus dem Berufsleben ausgeübten 
Beruf und die damit verbundene Lebensstellung abgestellt.

(4) Berufsunfähigkeit aufgrund voller Erwerbsminderung
Als berufsunfähig gilt die versicherte Person auch, wenn sie eine 
unbefristete Rente der Deutschen Rentenversicherung wegen vol-
ler Erwerbsminderung erhält. Dies gilt nur, wenn 
• die versicherte Person die Rente wegen voller Erwerbsminde-

rung allein aus medizinischen Gründen erhält und 
• die versicherte Person bei Eintritt der vollen Erwerbsminderung 

mindestens 50 Jahre alt ist und 
• der Vertrag bei Eintritt der vollen Erwerbsminderung mindestens

seit 10 Jahren besteht.

Für den Begriff der vollen Erwerbsminderung gilt die Definition ge-
mäß § 43 Sozialgesetzbuch (SGB) VI in der Fassung vom 
20.04.2007.

1.3 In welchen Ländern besteht Versiche-
rungsschutz?

Der Versicherungsschutz aus der vorübergehenden beitragsfreien 
Berufsunfähigkeitsvorsorge besteht weltweit.

2. Leistungsausschlüsse und Leistungsein-
schränkungen

In welchen Fällen ist die Leistung ausgeschlos-
sen?

Wir erbringen keine Leistungen aus Ihrer vorübergehenden bei-
tragsfreien Berufsunfähigkeitsvorsorge, wenn Sie einen Baustein 
Pflegevorsorge oder einen Baustein Kindervorsorge abgeschlos-
sen haben und von der Möglichkeit gebraucht gemacht haben, Ih-
ren Baustein Pflege- oder Kindervorsorge in Bausteine Berufsunfä-
higkeitsvorsorge, in Bausteine Berufsunfähigkeitsvorsorge mit 
Dienstunfähigkeitsabsicherung, in eine Selbstständige Berufsunfä-

higkeitsPolice, in eine Selbstständige Berufs- und Dienstunfähig-
keitsPolice oder in eine KörperSchutzPolice umzuwandeln. 

Wir leisten ebenfalls nicht, wenn die Berufsunfähigkeit verursacht 
worden ist

a) durch innere Unruhen, wenn die versicherte Person auf Seiten 
der Unruhestifter teilgenommen hat;

b) unmittelbar oder mittelbar durch Kriegsereignisse. 

Wir leisten jedoch uneingeschränkt, wenn die Berufsunfähigkeit 
der versicherten Person während eines Aufenthalts außerhalb 
Deutschlands in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang 
mit kriegerischen Ereignissen verursacht wurde, an denen sie nicht
selbst aktiv beteiligt war, oder bei der Teilnahme der versicherten 
Person als Mitglied der deutschen Bundeswehr, Polizei oder Bun-
despolizei an mandatierten (NATO, UNO, EU oder OSZE) humani-
tären Hilfeleistungen oder friedenssichernden Maßnahmen außer-
halb der territorialen Grenzen der NATO-Mitgliedsstaaten;

c) durch vorsätzliche Ausführung oder den strafbaren Versuch ei-
nes Verbrechens oder Vergehens durch die versicherte Person.

Wir leisten jedoch uneingeschränkt, wenn die Berufsunfähigkeit 
ausschließlich durch eine von der versicherten Person fahrlässig, 
grob fahrlässig oder vorsätzlich begangene Ordnungswidrigkeit 
(zum Beispiel im Straßenverkehr) oder durch ein fahrlässig oder 
grob fahrlässig begangenes Vergehen (zum Beispiel im Straßen-
verkehr) verursacht wurde;

d) durch absichtliche Herbeiführung von Krankheit oder eines mehr
als altersentsprechenden Kräfteverfalls, absichtliche Selbstverlet-
zung oder versuchte Selbsttötung. 

Wir leisten jedoch uneingeschränkt, wenn uns nachgewiesen wird, 
dass die Handlung 
• in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand 

krankhafter Störung der Geistestätigkeit oder 
• unter dem Druck schwerer körperlicher Leiden
begangen worden ist;

e) durch eine von Ihnen als Versicherungsnehmer ausgeübte wi-
derrechtliche Handlung mit dem Vorsatz, die Berufsunfähigkeit der 
versicherten Person herbeizuführen;

f) durch Strahlen als Folge von Kernenergie, die das Leben oder 
die Gesundheit zahlreicher Menschen derart gefährden, dass eine 
Katastrophenschutzbehörde oder vergleichbare Einrichtung tätig 
wurde, um die Gefahr abzuwehren;

g) in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
• vorsätzlich eingesetzten atomaren, biologischen oder chemi-

schen Waffen (ABC-Waffen) oder
• vorsätzlich eingesetzten oder vorsätzlich freigesetzten radioakti-

ven, biologischen oder chemische Stoffen,
wenn der Einsatz oder das Freisetzen darauf gerichtet gewesen 
sind, das Leben vieler Personen zu gefährden.

Wir leisten jedoch in den Fällen f) und g) uneingeschränkt, wenn 
es sich um ein räumlich und zeitlich begrenztes Ereignis handelt, 
bei dem nicht mehr als 1.000 Menschen unmittelbar sterben oder 
voraussichtlich mittelbar innerhalb von 5 Jahren nach dem Ereignis
sterben oder dauerhaft schwere gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen erleiden werden. Die Voraussetzungen einer uneingeschränk-
ten Leistungspflicht werden wir innerhalb von 6 Monaten seit dem 
Ereignis von einem unabhängigen Gutachter prüfen und gegebe-
nenfalls bestätigen lassen. Ansprüche auf die uneingeschränkte 
Versicherungsleistung werden frühestens nach Ablauf dieser Frist 
fällig.
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3. Ihre besonderen Mitwirkungspflichten und
Obliegenheiten

Neben den nachfolgend genannten Mitwirkungspflichten gelten 
auch die bausteinübergreifenden Mitwirkungspflichten des Grund-
bausteins im Abschnitt "Ihre Mitwirkungspflichten".

Inhalt dieses Abschnitts:
3.1 Welche Auskunfts- und Mitwirkungspflichten sind zu 

beachten, wenn Leistungen wegen Berufsunfähigkeit 
verlangt werden?

3.2 Welche Obliegenheiten sind bei einer Nachprüfung der 
Berufsunfähigkeit zu beachten?

3.3 Welche Rechtsfolgen haben Obliegenheitsverletzun-
gen?

3.1 Welche Auskunfts- und Mitwirkungspflich-
ten sind zu beachten, wenn Leistungen 
wegen Berufsunfähigkeit verlangt wer-
den?

(1) Einreichung von Unterlagen
Wenn Leistungen wegen Berufsunfähigkeit verlangt werden, müs-
sen uns unverzüglich auf Kosten des Anspruchstellers folgende 
Auskünfte gegeben und Unterlagen eingereicht werden, die zur 
Feststellung unserer Leistungspflicht erforderlich sind:

a) eine Darstellung der Ursachen der Berufsunfähigkeit;

b) ausführliche Berichte der Ärzte, von denen die versicherte Per-
son untersucht wurde oder bei denen sie in Behandlung ist oder 
war. Erforderlich sind Angaben zu Ursachen, Beginn, Art, Verlauf 
und voraussichtlicher Dauer des Leidens sowie über dessen Aus-
wirkungen auf die Berufsfähigkeit;

c) Unterlagen über den Beruf der versicherten Person, über ihre 
Stellung und Tätigkeit zum Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfä-
higkeit sowie über die eingetretenen Veränderungen;

d) bei Berufsunfähigkeit aufgrund eines Tätigkeitsverbots nach 
§ 31 Bundesinfektionsschutzgesetz (IfSG) zusätzlich der Bescheid 
über das Tätigkeitsverbot und die dazugehörigen Unterlagen;

e) wenn Sie Leistungen aufgrund voller Erwerbsminderung verlan-
gen, den Bescheid der Deutschen Rentenversicherung über die 
unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Auch bei späterer Einreichung der Unterlagen nach den Absätzen 
a) bis e) leisten wir rückwirkend für die nachgewiesene Zeit der Be-
rufsunfähigkeit (siehe Ziffer 1.1 Absatz 2).

(2) Mitwirkung bei der Datenerhebung bei anderen Stellen
Wir sind berechtigt, auf unsere Kosten im Rahmen des zur Fest-
stellung unserer Leistungspflicht erforderlichen Umfangs mit Ihrer 
Einwilligung personenbezogene Daten bei den folgenden Stellen 
und Personen zu erheben:
• Ärzte,
• Krankenhäuser,
• sonstige Krankenanstalten,
• Pflegeheime,
• Pflegepersonen,
• Sachverständige,
• andere Personenversicherer,
• gesetzliche Krankenkassen,
• Berufsgenossenschaften und
• Behörden.

Sie können eine solche Datenerhebung verweigern oder eine be-
reits erteilte Einwilligung widerrufen. Versicherungsleistungen wer-
den jedoch nicht fällig, wenn wir aufgrund Ihres Verhaltens nicht 
feststellen können, ob und in welchem Umfang wir leistungspflich-
tig sind.

(3) Mitwirkung bei weiteren Untersuchungen und weiteren 
Nachweisen

Wir können verlangen, dass 
• uns Nachweise über wirtschaftliche Verhältnisse und deren Ver-

änderungen vorgelegt werden. Hierzu zählen insbesondere zu-
sätzliche Auskünfte und Aufklärungen - auch des Arbeitgebers - 
über den Beruf zum Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrags;

• die versicherte Person von Ärzten und Sachverständigen unse-
rer Wahl und auf unsere Kosten untersucht wird. Dabei handelt 
es sich um von uns unabhängige Ärzte und Sachverständige, 
die nicht bei einer Allianz-Gesellschaft angestellt sind.

Wenn sich die versicherte Person im Ausland aufhält, können wir 
verlangen, dass die Untersuchungen in Deutschland durchgeführt 
werden. In diesem Fall übernehmen wir
• die Untersuchungskosten sowie
• die allgemein üblichen Reise- und Aufenthaltskosten. Von den 

Reisekosten übernehmen wir höchstens die Kosten für die 
Bahnfahrt 2. Klasse und - soweit erforderlich - für Flüge in der 
Economyklasse.

Auf Untersuchungen in Deutschland verzichten wir, wenn diese 
Untersuchungen vor Ort nach den von uns in Deutschland ange-
wendeten Grundsätzen erfolgen.

(4) Folgen einer Pflichtverletzung
Unsere Leistungen werden fällig, wenn wir die zur Feststellung des
Versicherungsfalls und des Umfangs unserer Leistung notwendi-
gen Erhebungen abgeschlossen haben. Wenn Sie eine der in die-
sem Abschnitt genannten Pflichten nicht erfüllen, kann dies zur 
Folge haben, dass wir nicht feststellen können, ob oder in welchem
Umfang wir leistungspflichtig sind. Eine Pflichtverletzung kann so-
mit dazu führen, dass unsere Leistung nicht fällig wird.

3.2 Welche Obliegenheiten sind bei einer 
Nachprüfung der Berufsunfähigkeit zu be-
achten?

(1) Nachprüfung unserer Leistungspflicht
Wenn wir anerkannt oder festgestellt haben, dass wir leistungs-
pflichtig sind, sind wir berechtigt zu prüfen, ob
• die versicherte Person weiterhin berufsunfähig ist und wenn ja, 

zu welchem Grad;
• die versicherte Person eine andere Tätigkeit im Sinne von Ziffer 

1.2 Absatz 1 a) ausübt; dabei können neu erworbene Kenntnis-
se und Fähigkeiten berücksichtigt werden.

(2) Auskunfts- und Mitwirkungsobliegenheiten
Um die aktuelle Situation nachprüfen zu können, 
• müssen uns jederzeit sachdienliche Auskünfte erteilt werden;
• können wir einmal jährlich verlangen, dass sich die versicherte 

Person von einem durch uns beauftragten Arzt umfassend un-
tersuchen lässt.

Hierbei eventuell entstehende Kosten müssen wir tragen.

Darüber hinaus gelten die in Ziffer 3.1 Absätze 2 und 3 genannten 
Mitwirkungspflichten.

(3) Wegfall unserer Leistungspflicht
Wir sind nicht leistungspflichtig, wenn wir feststellen, dass die in 
Ziffer 1 genannten Voraussetzungen der Leistungspflicht entfallen 
sind und wir dies gegenüber Ihnen in Textform (zum Beispiel Brief, 
Fax, E-Mail) erklären.

3.3 Welche Rechtsfolgen haben Obliegen-
heitsverletzungen?

(1) Nachteilige Auswirkungen auf unsere Leistungspflicht
Wenn Sie, die versicherte Person oder die Person, die den An-
spruch auf Leistungen erhebt, eine der Obliegenheiten nach Ziffer 
3.2 verletzt haben, kann dies dazu führen, dass wir nicht oder nur 
teilweise leistungspflichtig sind. Hierauf können wir uns jedoch nur 
berufen, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform 
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(zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen haben. Im Einzelnen gilt:
• Wenn diese Obliegenheiten vorsätzlich verletzt werden, sind wir 

nicht leistungspflichtig.
• Wenn diese Obliegenheiten grob fahrlässig verletzt werden, sind

wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen. Die Kürzung richtet 
sich nach der Schwere des Verschuldens. Wenn Sie nachwei-
sen, dass keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt, kürzen wir die 
Leistungen nicht.

Auch im Falle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit sind wir zur 
Leistung verpflichtet, wenn Sie uns nachweisen, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit 
• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-

falls
• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungs-

pflicht 
ursächlich ist. Dies gilt nicht, wenn die Obliegenheit arglistig ver-
letzt worden ist.

(2) Spätere Erfüllung der Obliegenheit 
Wenn die Obliegenheit später erfüllt wird, sind wir ab Beginn des 
laufenden Monats, in dem die Obliegenheit erfüllt wird, nach Maß-
gabe dieser Regelungen leistungspflichtig.

4. Erklärung über unsere Leistungspflicht 

Wann geben wir eine Erklärung über unsere Leis-
tungspflicht ab?

Während der Leistungsprüfung informieren wir Sie im Abstand von 
höchstens 4 Wochen über den aktuellen Bearbeitungsstand. 

Wenn uns alle erforderlichen Unterlagen vorliegen, erklären wir 
spätestens nach 2 Wochen in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-
Mail), ob wir leisten und wenn ja, in welchem Umfang und ab wel-
chem Zeitpunkt. 

Auf die Möglichkeit eines befristeten Anerkenntnisses verzichten 
wir ausdrücklich. 

5. Abhängigkeit der vorübergehenden bei-
tragsfreien Berufsunfähigkeitsvorsorge 
vom Grundbaustein

Inhalt dieses Abschnitts:
5.1 In welchen Fällen erlischt bei Beendigung des Grund-

bausteins die vorübergehende beitragsfreie Berufsun-
fähigkeitsvorsorge?

5.2 Wie wirkt sich eine Beitragsfreistellung der Versiche-
rung auf die vorübergehende beitragsfreie Berufsunfä-
higkeitsvorsorge aus?

5.1 In welchen Fällen erlischt bei Beendigung 
des Grundbausteins die vorübergehende 
beitragsfreie Berufsunfähigkeitsvorsorge?

(1) Abhängigkeit vom Grundbaustein
Wenn Ihre Versicherung erlischt und die versicherte Person nicht 
berufsunfähig ist, erlischt auch die vorübergehende beitragsfreie 
Berufsunfähigkeitsvorsorge. Eine Leistung wird nicht fällig.

(2) Fortbestand des Versicherungsschutzes trotz Erlö-
schens des Grundbausteins

Ansprüche aus der vorübergehenden beitragsfreien Berufsunfähig-
keitsvorsorge, die auf bereits vor dem Erlöschen des Grundbau-
steins eingetretener Berufsunfähigkeit beruhen, bestehen fort, 
wenn der Grundbaustein nach Absatz 1 erlischt. 

5.2 Wie wirkt sich eine Beitragsfreistellung 
der Versicherung auf die vorübergehende 
beitragsfreie Berufsunfähigkeitsvorsorge 
aus?

(1) Erlöschen der vorübergehenden beitragsfreien Berufs-
unfähigkeitsvorsorge 

Bei Beitragsfreistellung erlischt die vorübergehende beitragsfreie 
Berufsunfähigkeitsvorsorge, wenn die versicherte Person nicht be-
rufsunfähig ist. Eine Leistung wird nicht fällig.

(2) Fortbestehen von Leistungsansprüchen
Ansprüche aus der vorübergehenden beitragsfreien Berufsunfähig-
keitsvorsorge, die auf bereits vor der Beitragsfreistellung der Versi-
cherung eingetretener Berufsunfähigkeit beruhen, bestehen nach 
der Beitragsfreistellung der Versicherung fort.
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